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AUFSICHTSRÄTE

Mitbestimmung in 
Gesundheitskonzernen stärken
Im Gesundheitswesen sind Beschäftigte häufig nicht im Aufsichtsrat vertreten. Gründe dafür 
sind Mitbestimmungsvermeidung ebenso wie Sonderrechte, etwa für kirchliche Konzerne. 

Unternehmen der Gesundheits- und Pflegebranche sind 
gesellschaftlich wichtig, und ein Großteil ihrer Einnahmen 
stammt von den gesetzlichen Sozialversicherungen. Trotz-
dem können die Beschäftigten in den Aufsichtsräten großer 
Gesundheitskonzerne weniger mitreden, als das in anderen 
Wirtschaftsbereichen üblich ist. Eine paritätische Unterneh-
mensmitbestimmung gibt es in weiten Teilen der Branche 
nicht. Zusätzlich problematisch sind in dieser Hinsicht Un-
ternehmen in konfessioneller Trägerschaft, die gar nicht von 
der gesetzlichen Mitbestimmung erfasst sind. Zu diesem Er-
gebnis kommen Clara Behrend und Katharina Oerder vom 
MIT Institut in Bonn. Für ihre von der Hans-Böckler-Stiftung 
geförderte Analyse haben die Forscherinnen Daten aus dem 
Jahr 2015 von 59 Unternehmen mit jeweils mehr als 3000 
Beschäftigten – unter anderem aus den Bereichen Kranken-
häuser, Pflege- und Altenheime, Rehabilitation und Psychi-
atrie – untersucht. Im Mittelpunkt stand die Besetzung der 
Aufsichtsräte. Zudem haben sie einzelne Konzerne genau-
er beleuchtet, darunter Fresenius SE & Co. KGaA oder Aga-
plesion gAG. 

„Zahlreiche Gesundheits- und Pflegekonzerne nutzen ge-
setzliche Schlupflöcher zum vollständigen Aushebeln oder 
Reduzieren der Mitbestimmung. Und nicht wenige igno-
rieren schlicht rechtswidrig die Mitbestimmungsgesetze. 
Die Lage hat sich in den vergangenen Jahren sogar noch 
verschärft“, erklärt Sebastian Sick, Experte für Unterneh-
mensmitbestimmung in der Hans-Böckler-Stiftung. Unter-
nehmen, die Mitbestimmung umgehen oder ignorieren, 
müssten sich fragen lassen, wo ihre gesellschaftliche Ver-
antwortung bleibt. „Wie will man sich für zukünftige Be-
lastungen des Gesundheitssystems rüsten und entspre-

chendes Personal halten, wenn man den Beschäftigten die 
Mitsprache verwehrt?“, so Sick.

Mitsprache auf Augenhöhe ist Ausnahme
Sechs der 59 von Oerder und Behrend untersuchten Kon-
zerne verfügten über einen paritätisch besetzten Aufsichts-
rat. Das heißt: Nur in rund zehn Prozent der großen Gesund-
heitsunternehmen sind Arbeitnehmer- und Eigentümerseite 
gleich stark im Aufsichtsrat vertreten. Die Unternehmen, 
die ein paritätisch besetztes Gremium hatten, zählten mit ei-
ner Ausnahme zu den allergrößten Gesundheitskonzernen 
mit mehr als 10 000 Beschäftigten. Dies sei ein Hinweis dar-
auf, dass „Unternehmensmitbestimmung mit zunehmender 
Größe der Konzerne eher umgesetzt wird“, schreiben die 
Forscherinnen. Doch selbst dort, wo ein Aufsichtsrat mit Ar-
beitnehmervertreterinnen und -vertretern besetzt war, sei es 
nicht unüblich gewesen, ihren Einfluss zu schwächen. Dies 
sei etwa durch Benennung eines zweiten stellvertretenden 
Vorsitzenden geschehen, durch die Auslagerung wichtiger 
Diskussionen in Ausschüsse oder durch die Verwendung 
einer Gesellschaftsform, in der der Aufsichtsrat weniger 
Rechte hat. So seien etwa bei einer KGaA die Rechte des 
Aufsichtsgremiums grundsätzlich schwächer als bei der AG 
und der GmbH.

Der Gesundheitsbereich ist ein Sonderfall: Viele Unter-
nehmen werden von konfessionellen Trägern geführt, die 
aufgrund des sogenannten Tendenzschutzes nicht dem Mit-
bestimmungsgesetz unterliegen. 39 Konzerne, also zwei 
Drittel der in der Studie untersuchten Unternehmen, fielen 
in diese Kategorie. Nichtsdestotrotz könnten Konzerne in 
konfessioneller Trägerschaft die Unternehmensmitbestim-

nalmangel und Arbeitgeberverbände, die sich 
der Tarifbindung entziehen und Verhandlungen 
verweigern, stehen im Kontrast zum Ziel der so-
zialen Nachhaltigkeit in der Branche“, heißt es 
im Branchenmonitor Gesundheitswirtschaft, den 
die Hans-Böckler-Stiftung in Auftrag gegeben 
hat. Der Branchenmonitor bietet einen Überblick 
zur Situation von Unternehmen und Beschäftig-
ten. Die wichtigsten Fakten: 

�  �Die Zahl der Erwerbstätigen in der medizini-
schen Versorgung – ohne Arztpraxen – stieg 
von 3,9 Millionen im Jahr 2011 auf 4,6 Mil-
lionen im Jahr 2020. In der industriellen Ge-
sundheitswirtschaft wuchs die Zahl der Er-
werbstätigen im selben Zeitraum von 900 000 
auf eine Million.

�  �Rund 3,6 Millionen Erwerbstätige waren 
2020 sozialversicherungspflichtig beschäf-
tigt. Teilzeit und geringfügige Beschäftigung 
prägen einen großen Teil der Arbeitsverhält-
nisse. Drei Viertel der Beschäftigten sind 
Frauen. Im Topmanagement ist der Frauenan-
teil weiterhin gering, im mittleren Manage-
ment einigermaßen ausgeglichen.

GESUNDHEITSWIRTSCHAFT

Personalnot, belastende Arbeits- 
zeiten und geringe Bezahlung 

Nicht erst seit der Coronakrise ist Gesundheit 
eines der zentralen Themen in Deutschland: Ei-
nigkeit herrscht darüber, wie wichtig ein gut 
funktionierendes Gesundheitswesen für die Ge-
sellschaft ist. Auch die wirtschaftliche Bedeu-
tung der stetig wachsenden Branche ist groß. 
Bei den Beschäftigten kommt davon jedoch we-
nig an. „Hohe Arbeitsbelastung, geringe Bezah-
lung, prekäre Beschäftigung, steigender Perso-
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mung freiwillig umsetzen. Dies taten nach eigenen Anga-
ben jedoch nur sechs von ihnen, die alle der Diakonie ange-
hörten. Paritätisch besetzt war dabei kein Aufsichtsrat.

Abhängig vom Wohlwollen des Arbeitgebers
Von den 20 Konzernen in privatwirtschaftlicher Hand hat-
ten sechs einen Aufsichtsrat mit paritätischer Besetzung. 
Einige private Unternehmen unterliefen die Schwellenwer-
te, ab denen laut Gesetz Mitbestimmung gelten müsste, in-
dem sie Mitarbeiter auf gemeinnützige Tochtergesellschaf-
ten verteilten. Andere hatten eine europäische Rechtsform 
wie zum Beispiel SE oder eine ausländische Rechtsform wie 
B. V. & Co. KG oder plc & Co KGaA gewählt, die nicht dem 
deutschen Mitbestimmungsrecht unterliegt. 

Doch auch wenn Beschäftigte im Aufsichtsrat betei-
ligt sind, hänge es – selbst in paritätisch besetzten Gremi-
en – häufig vom Wohlwollen der Arbeitgeber ab, inwiefern 
sie tatsächlich mit Informationen versorgt werden oder gar 
Gehör finden, erklären Behrend und Oerder. Ob sie Einfluss 
auf Entscheidungen haben oder stets mithilfe des doppel-
ten Stimmrechts des Vorsitzenden überstimmt werden, sei 
eine Frage der Unternehmenskultur.

Die Politik könne die Unternehmensmitbestimmung stär-
ken – indem sie diese auf europäische und ausländische 
Rechtsformen oder gemeinnützige Tochterkonzerne aus-
dehnt. Außerdem brauche es wirksame Sanktionen für Un-
ternehmen, die Mitbestimmung ignorieren, schreiben die 
Forscherinnen. Eine „wahrscheinlich kompliziertere und 
größere Aufgabe“ wäre es, auch konfessionelle Unterneh-
men, die die jeweiligen Schwellenwerte überschreiten, in 
den Geltungsbereich der Mitbestimmungsgesetze einzube-
ziehen.

Wenig Frauen in Aufsichtsräten
Auch in anderer Hinsicht haben die Gesundheitskonzerne 
Nachholbedarf: Der durchschnittliche Anteil von Frauen in 
Aufsichtsräten der untersuchten Unternehmen betrug 2015 
rund 22 Prozent. Das war zwar ähnlich hoch wie im Durch-
schnitt der börsennotierten Unternehmen in Deutschland. 
Aber: Unter den Beschäftigten in den Gesundheitskonzer-
nen lag der Frauenanteil zwischen 50 und 100 Prozent. Dar-
an gemessen fiel der Frauenanteil in den Aufsichtsgremien 

äußerst gering aus. In den Aufsichtsräten der konfessionel-
len Unternehmen war er sogar noch geringer als in den pri-
vatwirtschaftlichen. In Aufsichtsräten der Gesundheitskon-
zerne mit Arbeitnehmerbeteiligung betrug der Frauenanteil 
knapp 30 Prozent, während er ohne Mitbestimmung bei 
durchschnittlich rund 18 Prozent lag.

Nicht nur in der Gesundheitsbranche sei Mitbestim-
mungsvermeidung verbreitet, sagt HBS-Experte Sick, und 

zwar besonders in solchen Unternehmen, die als system-
relevant gelten. Neben Gesundheits- und Pflegekonzer-
nen seien das beispielsweise Unternehmen des Lebens-
mitteleinzelhandels sowie Drogeriemärkte. Aber auch die 
gesellschaftlich relevanten Immobilienkonzerne hätten 
häufig keine Arbeitnehmervertreter und -vertreterinnen im 
Aufsichtsrat. Bei einigen Skandal-Unternehmen gehe die 
Umgehung der Mitbestimmung einher mit anderen zweifel-
haften Praktiken. „Die Nichtbeachtung der Mitbestimmung 
zeugt von einer fragwürdigen Unternehmenskultur und ei-
nem fragwürdigen Verhältnis zu Sozialpartnerschaft und so-
zialer Marktwirtschaft“, so Sick.<

Quelle: Clara Behrend, Katharina Oerder: Unternehmensmitbestimmung in Gesundheitskonzer-
nen, Study der HBS-Forschungsförderung Nr. 457, April 2021

�  �Das Verhältnis von Einkommen und Leistung 
wird von Beschäftigten häufig als schlecht 
wahrgenommen. Die Arbeitsbedingungen 
sind geprägt durch Schichtarbeit, Überstun-
den sowie hohe körperliche und psychische 
Belastungen. Außergewöhnliche Ereignisse 
wie die Pandemie, aber auch die Renditeziele 
von Finanzinvestoren, führen zu weiterer Ar-
beitsverdichtung und Verschlechterung der 
Arbeitsbedingungen. Die durchschnittlichen 
Bruttostundenverdienste über alle Leistungs-
gruppen hinweg variieren stark zwischen 
Frauen mit 17,78 Euro und Männern mit 23,39 
Euro. 

�  �Die demografische Entwicklung wird in dop-
pelter Hinsicht zur Herausforderung, da der 
Personalmangel auf einen steigenden Pfle-
gebedarf trifft. Im Jahr 2030 werden in 
Deutschland laut Schätzung des Deutschen 
Krankenhausinstituts zusätzlich 187 000 Pfle-
gevollkräfte gebraucht, die auf Krankenhäu-
ser (63 000), stationäre Pflege (51 000) und 
ambulante Pflege (73 000) entfallen. Andere 
Experten schätzen die Personalnot sogar als 
noch größer ein.

�  �Einen Tarifvertrag hatten im Jahr 2018 41 Pro-
zent der Beschäftigten im Westen und 24 Pro-
zent im Osten. Die Verhandlungsposition der 
Beschäftigten im Gesundheitswesen ist auf-

grund des geringen gewerkschaftlichen Orga-
nisationsgrads und der Tatsache, dass Unter-
nehmen versuchen, die Betriebsratsbildung 
zu behindern, schwierig.

�  �Insgesamt stellt die Gesundheitsbranche 
eine der am wenigsten digitalisierten Bran-
chen dar. Der digitale Transformationsprozess 
nimmt aber deutlich an Fahrt auf. Digitalisie-
rung kann zu Zeitersparnis führen, an man-
chen Stellen aber auch zur Intensivierung der 
Arbeit.

Quelle: Branchenmonitor Gesundheitswirtschaft, Mitbestim-
mungsportal, Hans-Böckler-Stiftung, September 2021
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Beschäftigte nur selten auf Augenhöhe
Von 59 untersuchten Gesundheitskonzernen hatten 2015 
einen paritätisch besetzten Aufsichtsrat …

Quelle: Behrend, Oerder 2021    


